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Checkliste für die städtebauliche Kriminalprävention 
-  G e w e r b e -  

 

1. Umfeld 

 

1.1 Grün- Frei- und überbaubare Flächen 

-  Herstellen von guter und ausreichender Beleuchtung sowie Überschaubarkeit des öffentlich 

begehbaren Raumes. 

- Berücksichtigung eines ausreichenden Pflanzabstandes zu Wegen und Beleuchtung sowie die 

Vorgabe der Pflanzenhöhe bei Hecken und Büschen von höchstens ca. 80 cm und mindestens 

2 Metern Stammlänge bei Bäumen. 

- Grundstückseinfriedungen/Sichtschutzmaßnahmen zu frei zugänglichen Grünflächen oder 

öffentlichen Bereichen sollten zur Vermeidung von Tatgelegenheiten die Höhe von einem 

Meter nicht überschreiten. 

- Klare Abgrenzung öffentlicher Flächen von Privatflächen durch niedrig wachsende Hecken, 

Einfriedungen und unterschiedliche Bodenbeläge.  

- Einen Bürobereich möglichst zur Straße hin ausrichten, um die Einsehbarkeit der Straße vom 

Gebäude aus zu ermöglichen. 

Einsehbare Gestaltung und gute Ausleuchtung des Zuganges zum Gebäudeeingang 

berücksichtigen.  

 

1.2 Stellflächen für PKW und Zweiräder 

- Übersichtliche, beleuchtete und gesicherte öffentliche Parkplätze schaffen. 

- Einstellplätze möglichst auf den Grundstücken planen – Sammelparkflächen vermeiden. 

- Abseits gelegene und nicht einsehbare Stellplätze vermeiden. 

 

2. Öffentliche Verkehrsflächen 

- Gute Beleuchtung des Verkehrsraumes. 

- Erschließung möglichst über Stichstraßen. 

- Öffnung von Sackgassen für Fuß- und Radwege 
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3.  Infrastruktur 

- Anbindung des Gewerbegebietes an Bundesautobahnen oder Schnellstraßen. 

-  Überprüfung der Erreichbarkeit des Gewerbegebietes mit Kraftfahrzeugen über zielführende, 

sog.  Wirtschaftswege. 

Prüfung der Zulassung von Dienst- und Betriebswohnungen zur Steigerung der sozialen 

Kontrolle auch außerhalb der Dienst- und Betriebszeiten. 

 

4.  Einbruchschutz 

Damit einbruchhemmende Maßnahmen bereits bei der Planung von Gebäuden einbezogen werden 

können, müssen Architekten/innen und Bauherren/innen umfassend und frühzeitig informiert 

werden.  

Durch textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte deshalb auf die kostenfreie Beratung durch die 

polizeilichen Beratungsstellen hingewiesen werden: 

 

SCHUTZ VOR EINBRÜCHEN 

Wohngebäude und Garagen sowie Gewerbeobjekte sollen zum wirksamen Schutz vor Einbrüchen an 

sämtlichen Zugangsmöglichkeiten mit einbruchhemmenden Türen, Fenstern, Toren und 

Verschlusssystemen entsprechend den einschlägigen Empfehlungen der kriminalpolizeilichen 

Beratungsstellen ausgestattet werden. 

Die Beratung ist kostenlos. Weitere Informationen erhalten Sie unter:   

         Tel.:  0241 / 9577 – 34401  oder per E-Mail  vorbeugung.aachen@polizei.nrw.de 

 

 

 

Anhand nachfolgender Literatur wurde diese Checkliste erstellt 

- Städtebau und Kriminalprävention – Herausgeber: Programm polizeiliche Kriminalprävention der Länder 

und des Bundes (ProPK) 2003 

- Städtebau und Kriminalprävention Rheinland-Pfalz – Herausgeber: LKA Rheinland-Pfalz 2002 

- Berücksichtigung von Sicherheitsbelangen für Neubaugebiete im ländlichen Raum – Herausgeber/in: Stadt 

Detmold, Gleichstellungsbeauftragte; Der Landrat als Kreispolizeibehörde 

- Dokumentation der Fachtagung am 10.03.2005 – Herausgeber: Landespräventionsrat NRW 


